
  

 

Interpellation Nr. 93 (September 2026) 
betreffend neue Krebstherapien – bleibt der Zugang für Patient:innen in Basel 
gewährleistet? 

26.5364.01 
 

Die Basler Zeitung berichtet am 1. September 2026 über das neue Krebsmedikament Daraxonrasib, das in den 
USA bei metastasierendem Bauchspeicheldrüsenkrebs zugelassen wurde und gemäss Studien die mittlere 
Überlebenszeit nahezu verdoppelt. Für Patient:innen in der Schweiz ist der Zugang derzeit ungewiss. 

Als möglichen Grund nennt der Artikel die neue US-amerikanische Medikamentenpreispolitik: Die von Präsident 
Trump geforderte Bestpreisgarantie könnte dazu führen, dass Pharmaunternehmen neue Medikamente aufgrund 
der regulierten Schweizer Preise gar nicht erst auf dem Schweizer Markt anbieten. Gemäss dem Artikel sind 
bereits 21 von 50 seit 2024 in den USA neu zugelassenen Therapien in der Schweiz weder verfügbar noch in 
einem laufenden Zulassungsverfahren. 

Diese Entwicklung ist auch für Basel relevant. Das Universitätsspital Basel behandelt Menschen mit 
schwerwiegenden Krebserkrankungen, gleichzeitig ist Basel ein bedeutender Life-Science- und Pharmastandort. 

Der Regierungsrat wird deshalb gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die im Artikel beschriebene Entwicklung und das Risiko, dass 
internationale Medikamentenpreisstrategien den Zugang von Patient:innen in der Schweiz zu innovativen 
Therapien zunehmend erschweren? 

2. Hat der Regierungsrat Kenntnis davon, wie viele innovative, in den USA bereits zugelassene 
Medikamente derzeit in der Schweiz nicht verfügbar sind bzw. für die kein Zulassungsverfahren bei 
Swissmedic läuft? Wie beurteilt er diese Entwicklung insbesondere bei lebensbedrohlichen Erkrankungen 
wie Krebs? 

3. Welche Auswirkungen hat ein verzögerter oder ausbleibender Zugang zu innovativen Medikamenten auf 
Patient:innen im Kanton Basel-Stadt? Welche Erkenntnisse liegen dem Regierungsrat insbesondere zur 
Situation am Universitätsspital Basel vor? 

4. Im Artikel wird auf Artikel 71c KVV verwiesen, der unter bestimmten Voraussetzungen den Import nicht in 
der Schweiz zugelassener Medikamente ermöglicht: 

o Wie häufig wird diese Möglichkeit am Universitätsspital Basel bei onkologischen Therapien genutzt? 

o Wie häufig scheitert eine Kostenübernahme an der Preisfrage? 

o Wo sieht der Regierungsrat diesbezüglich Handlungsbedarf? 

5. Welche Möglichkeiten bestehen für Patient:innen in Basel, Zugang zu medizinisch bedeutenden, in der 
Schweiz noch nicht zugelassenen Krebstherapien zu erhalten? Welche Rolle spielen dabei Art. 71c KVV, 
klinische Studien und Programme für einen frühen Zugang zu neuen Therapien? 

6. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, sich auf Bundesebene für einen raschen und verlässlichen 
Zugang zu medizinisch bedeutenden Innovationen einzusetzen? Wird er dieses Thema gegenüber dem 
Bundesrat und der Gesundheitsdirektorenkonferenz einbringen? 

7. Wie beurteilt der Regierungsrat das Spannungsfeld zwischen dem Zugang zu innovativen Therapien und 
der Bezahlbarkeit des Gesundheitswesens? Wie setzt er sich dafür ein, dass Patient:innen Zugang zu 
medizinisch bedeutenden Innovationen erhalten, ohne dass die damit verbundenen Mehrkosten einseitig 
zulasten der Prämienzahlenden gehen? 

8. Basel ist sowohl Standort eines Universitätsspitals als auch eines bedeutenden Life-Science- und 
Pharmastandorts. Sieht der Regierungsrat Möglichkeiten, gemeinsam mit dem Universitätsspital Basel, 
Pharmaunternehmen, Krankenversicherungen und Patient:innenorganisationen nach Lösungen für einen 
raschen, gerechten und gleichzeitig finanzierbaren Zugang zu innovativen Therapien zu suchen? 
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